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Bundespräsident Joachim Gauck 

zur Festveranstaltung 

„150 Jahre Sozialdemokratische Partei Deutschlands“ 

am 23. Mai 2013 

in Leipzig 

Ein ungewöhnlicher, ein stolzer Anlass führt uns heute 

zusammen: Die deutsche Sozialdemokratie feiert ihren 150. 

Geburtstag. Keine andere Partei konnte so lange überdauern, weil ihre 

Kernforderungen auf immer neue Weise aktuell blieben und bleiben: 

Freiheitsrechte, soziale Gerechtigkeit und politische Teilhabe. 

Dies ist ein Feiertag für die älteste Partei in Deutschland. Es ist 

auch ein Feiertag des europäischen Ringens um Freiheit und 

Demokratie. Es ist auch eine Geschichte voller Siege und Niederlagen, 

mit schrecklichen und abgründigen Kriegen, mit Aufstand und 

Widerstand, vor allem mit der Erkenntnis: Gesellschaften sind 

veränderbar, Demokratie ist möglich, wenn wir wissen, welche Werte 

wir mit ihr anstreben, verteidigen oder erkämpfen und wenn wir mutig 

genug sind, die Widerstände zu überwinden.  

Immer lag und liegt es an uns, den Ohnmachtsgefühlen zu 

trotzen, für uns selbst und für andere Partei zu ergreifen und neue 

Entwicklungen anzustoßen. So viele Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten haben das in der bewegten Vergangenheit ihrer 

Partei mit unerschütterlicher Konsequenz getan, haben für ihre 

Überzeugungen viel riskiert: ihren Aufstieg, ihre gesellschaftliche 

Anerkennung, ihre Existenz und einige – viele – haben sogar ihr Leben 

hingegeben.  

Es ist das Vermächtnis dieser mutigen Menschen, das Jubiläum 

nicht nur als „Ort der Erinnerung“ zu betrachten. Wir fragen heute 

auch nach unseren Aufgaben in der Zukunft, fragen: Was bedeutet in 

der Perspektive von heute das alte „Vorwärts“? 

Aber lassen Sie mich im Jahr 1863 beginnen, bei Armut und 

Ausbeutung, bei Arbeitsbedingungen, wie wir sie derzeit nur aus 

manchen Entwicklungsländern kennen und kritisieren und die damals 

für Millionen Deutsche bedrückender Alltag waren. Wie konnte die 
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Reaktion derer aussehen, die die Kraft aufbrachten, sich zur Wehr zu 

setzen: Sollte es Aufruhr sein und dann Revolution und Errichtung 

einer neuen Herrschaft der zuvor Unterdrückten? Das wäre ja eine 

naheliegende Option gewesen. Aber Ferdinand Lassalle, der die 

Revolution von 1848 in der Rheinprovinz miterlebt hatte, fand eine 

andere Antwort auf Not und Unfreiheit. Wir hören sein Credo – 

Veränderung der Gesellschaft durch emanzipatorische Politik, die 

Massenteilhabe ermöglichen sollte. Dazu gehörte nun von Anfang an 

Bildung, Schulpflicht für alle, aber auch die Arbeiterbildungsvereine, 

die dem Einzelnen Aufstieg durch Wissen ermöglichten. Emanzipation 

gelang also durch Teilhabe an verbrieften Rechten, aber immer wieder 

auch durch Selbst-Ermächtigung. Dieser Ansatz war vor 150 Jahren 

revolutionär, modern ist er auch heute noch. 

In der Gründungszeit der Sozialdemokratie stand 

selbstverständlich der Kampf für gleiche Rechte der unterdrückten 

Arbeiterschaft im Vordergrund. Das Eisenacher Programm von 1869 

nennt zentral freie, allgemeine und gleiche Wahlen ungeachtet der 

Herkunft der Wählenden, das Verbot von Kinderarbeit und nicht zuletzt 

die Unabhängigkeit der Gerichte.  

Im langen, innerparteilichen Kampf setzte sich die Haltung durch, 

keine neuen Klassenprivilegien zu errichten, Ungleichheit nicht durch 

neue Ungleichheit zu beantworten. Eduard Bernstein, der bedeutende 

und lange bekämpfte Theoretiker der SPD, bezeichnete die Demokratie 

dreieinhalb Jahrzehnte nach der Parteigründung durch Lassalle als 

„Mittel und Zweck zugleich“. In diesem neuen Politikverständnis liegt 

für mich eines der wirklich größten historischen Verdienste seiner 

Partei. Es war die SPD, die bedeutende Teile der Arbeiterschaft und der 

sozialistischen Bewegung in Deutschland frühzeitig und intensiv und 

stark mit der Demokratie verband. Es war die SPD, die auf Reform 

statt auf Revolution setzte. Und es war die SPD, die den mühsamen 

und schließlich mehrheitsfähigen Weg beschritt, das Leben der 

Menschen konkret Stück für Stück zu verbessern, anstatt utopische 

Fernziele zu proklamieren. 

Die kommunistische Weltbewegung entschied sich anders – 

allerdings mit durchgängig fatalen Folgen. Sie schuf eine neue Klasse 

der Machtbesitzenden und ersetzte die alte durch eine neue Ohnmacht. 

Auf Freiheit, soziale Gerechtigkeit und Wohlstand warteten die Arbeiter 

vergeblich.   

Umso mehr wissen wir heute den reformerischen Ansatz der 

Sozialdemokratie zu würdigen. Ihm verdanken wir unter anderem die 

ersten Arbeitsschutzgesetze und das Frauenwahlrecht. Die erste 

deutsche Demokratie, die Republik von Weimar, wäre wohl nicht 

zustande gekommen, wenn nicht die Sozialdemokraten, an ihrer Spitze 

Friedrich Ebert und Philipp Scheidemann, den Mut gehabt hätten, sich 

für die politische Zusammenarbeit mit den gemäßigten Kräften der 
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bürgerlichen Parteien einzusetzen. Vor allem haben die 

Sozialdemokraten diese Demokratie länger und tapferer verteidigt als 

die meisten anderen Demokraten. Sie haben die Ideale von Freiheit, 

Gerechtigkeit und Solidarität hoch gehalten und aufbegehrt gegen 

jene, die Unfreiheit und Krieg entfesselten.  

Unvergessen ist die Rede von Otto Wels am 23. März 1933, als 

die Nazis bereits viele Oppositionelle inhaftiert und in die Emigration 

getrieben hatten. „Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre 

nicht“: Es war – wie Peter Struck es einmal beschrieben hat – „die 

mutigste Rede, die je in einem deutschen Parlament gehalten wurde“. 

 Das wollen wir uns merken. Damals haben 94 SPD-Abgeordnete 

mit ihrem Nein zum sogenannten Ermächtigungsgesetz nicht nur die 

eigene Ehre gerettet, sondern die der ersten deutschen Demokratie. 

Sie haben uns – nämlich allen Deutschen – ein Stück aufrechter 

Demokratiegeschichte geschenkt, ein Gegenstück zu Schuld und 

Scham, die kostbare Erfahrung, dass Menschen auch dann zu ihren 

Werten stehen können, wenn sie verhöhnt, gedemütigt und verfolgt 

sind. Dankbar würdigen wir heute ihren Mut.  

Zu diesen Menschen gehörte Kurt Schumacher, einer der 

Abgeordneten, die das sogenannte „Ermächtigungsgesetz“ ablehnten. 

Nach zehn Jahren KZ-Haft widerstand er nach dem Krieg der 

Versuchung, aus Sozialdemokraten und Kommunisten eine 

gemeinsame Arbeiterpartei zu schaffen. Denn er erkannte, dass die 

Kommunistische Partei Deutschlands – so seine Worte – „nicht eine 

deutsche Klassen-, sondern eine fremde Staatspartei“ war. Im Osten 

Deutschlands konnte eine eigenständige SPD tatsächlich erst nach 

1989 wieder entstehen. Auch dafür bin ich tief dankbar.  

Im Westen Deutschlands hingegen hatte die SPD gemeinsam mit 

Konservativen und Liberalen entscheidenden Anteil daran, dass die 

Bundesrepublik ein funktionierender, breit legitimierter 

„demokratischer und sozialer Bundesstaat“ werden konnte – so wie es 

unser Grundgesetz vorsieht, ein Dokument, das übrigens auch, wie wir 

alle wissen, an einem 23. Mai verabschiedet worden ist.  

An Tagen wie heute wird uns bewusst, dass unsere Demokratie 

so stabil, bisweilen so anfällig war wie ihr jeweiliges Parteiengefüge. 

Die SPD kann nicht nur auf die längste Tradition der Parteien in 

Deutschland zurückblicken. Sie hat wohl auch den tiefgreifendsten 

inneren Wandel vollziehen müssen. Denn die SPD von heute ist ja 

keine Klassenpartei mehr. Sie hat sich im Zuge eines langen und 

schwierigen Lernprozesses zu einer Volkspartei entwickelt. Das 

Godesberger Programm von 1959 hat diesen Wandel dokumentiert, 

gefestigt und befördert.  

Die Verdienste der SPD in der Bundesrepublik stehen den 

meisten von uns vor Augen. Ich nenne die gesellschaftlichen und 
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sozialen Reformen der 70er Jahre unter Willy Brandt, ich nenne die 

erste, die innovative Phase der Ostpolitik, die eine Öffnung gegenüber 

der DDR und anderen osteuropäischen Nachbarn ermöglichte und den 

Eisernen Vorhang durchlässiger machte. 

Der Film hat uns auch das Wirken der Bundeskanzler Helmut 

Schmidt und Gerhard Schröder in Erinnerung gerufen, die heute beide 

unter uns sind. Auch mit ihrer Kanzlerschaft sind bleibende Verdienste 

der SPD für die Bundesrepublik verbunden.  

Das Kernthema der Sozialdemokratie ist in 150 Jahren geblieben: 

die solidarische Gesellschaft, die sich beständig verbessernde 

Demokratie. Aber in der veränderten Welt von heute stellen sich für die 

SPD wie für alle anderen Parteien auch neue Herausforderungen. Dazu 

gehört zentral, dass Parteien immer auch Teil einer sich selbst 

ermächtigenden Bürgergesellschaft sein müssen und erst dann 

belastbare Bindungen herstellen können für ein umfassendes 

politisches Programm.  

Keine leichte Aufgabe, denn in den letzten Jahren haben  wir 

viele Protestbewegungen erlebt, die oftmals radikaler waren als die 

Volksparteien und sich – oft in der Konzentration auf nur ein Thema – 

auch als ihre Gegenspieler darstellen konnten. Sie zeigten den Willen 

vieler Bürger zur Mitsprache. Das begrüße ich und unterstütze ich. Die 

Parteien sollten sich davor nicht fürchten, sondern umgekehrt derartige 

Formen der Beteiligung als so etwas wie ein Frühwarnsystem 

verstehen, um auf der Höhe der Zeit zu bleiben. Zugleich brauchen 

neue Partizipationsformen aber auch umgekehrt die Parteien, damit 

deren Impulse auf dem Weg der parlamentarischen Demokratie ihren 

Weg in unseren Alltag finden. Kurz: Neue Beteiligungsformen sind eine 

wichtige Ergänzung, aber sie sind kein Ersatz für die repräsentative 

Demokratie. 

Schauen wir uns das noch einmal an – in einer Frage wird dies 

besonders deutlich: Bürgerinitiativen vertreten – zumeist berechtigte – 

Partikularinteressen, Parteien hingegen müssen stärker allgemein 

ausgerichtet sein, das Ganze im Blick behalten. Manchmal gelingt es 

Parteien sogar, gerade den eigenen Wählern Zumutungen 

aufzuerlegen, mit Entscheidungen, die bisherigen Linien oder 

kurzfristigen Parteiinteressen widersprechen. Ich weiß, so etwas ist 

innerhalb einer Partei nicht populär. Aber wir haben erlebt: Gerade 

solche Entscheidungen waren oftmals verantwortungsbewusste 

Entscheidungen für das ganze Land! 

Heute gratuliere ich der SPD zu 150 Jahren ihres Bestehens. Ich 

sage Dank und Anerkennung all jenen, die in 150 Jahren für Freiheit, 

Gerechtigkeit und Solidarität gekämpft haben und damit das Leben von 

Millionen Menschen verbessert haben.  
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Ich verbinde diesen Dank an die SPD mit meiner Anerkennung für 

alle, die in allen demokratischen Parteien für unser Gemeinwohl 

arbeiten – ob im Ortsverein oder in der Europapolitik, ob ehrenamtlich 

oder hauptamtlich. Ihr Wirken trägt zum Gelingen unserer Demokratie 

bei. Deshalb gratuliere ich auch uns allen – dazu, dass wir unsere 

demokratischen Parteien haben. Sie sind wie alle menschlichen 

Geschöpfe mangelhaft und unvollkommen und tun deshalb gut daran, 

offen für Kritik und Selbstkritik, also lernfähig, zu sein. Unsere 

demokratischen Parteien waren immer notwendig für das Leben 

unserer Demokratie und sie werden auch in Zukunft unentbehrlich 

sein. In diesem Sinne: Herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag! 

 

 

 

 


